
Globalisierung und die Konzentration des Anbaus und der Verarbeitung von 
Nahrungsmitteln durch wenige große Agrar- und Lebensmittelkonzerne nehmen 
stetig zu. Zeitgleich entstehen immer mehr Initiativen, die eine „Relokalisierung” 
dieses globalisierten Ernährungssystems und eine Transformation der ungleichen 
Machtverteilung anstreben.

Eine dieser Initiativen sind die in zahlreichen 
Ländern entstehenden Ernährungsräte (engl.: 
Food Policy Councils). Es handelt sich dabei um 
Organisationen und Plattformen, die es sich zum 
Ziel gesetzt haben, die Ernährungssysteme auf 
lokaler und regionaler Ebene nachhaltiger zu 
gestalten. Dazu wollen sie innovative und sek-
torenübergreifende Lösungswege ausarbeiten 
und diese als Vorschläge in die öffentliche De-
batte einbringen. Die Nachhaltigkeit soll sowohl 
in ökologischer als auch in sozialer Hinsicht sich-
ergestellt werden.
 
Dieses Papier beleuchtet, vor welchem Hinter-
grund diese Initiativen entstanden sind, und er-
läutert ihre Bedeutung und Merkmale. So sollen 
gleichermaßen ihre Potenziale erkannt und die 
Herausforderungen benannt werden, damit Er-
nährungsräte zu partizipativen Instrumenten für 
die Förderung des Rechts auf Nahrung werden.

 
Ernährungsräte 
Auf dem Weg zu einer
demokratischen Lebensmittelpolitik

Ursprung und Ziele der Ernährungsräte

Ernährungsräte sind zivilgesellschaftliche oder 
kommunale Zusammenschlüsse, die in den 
1980er Jahren in Nordamerika entstanden sind. 
Seitdem haben sie sich auch in vielen ander-
en Teilen der Welt etabliert.1 Das Ziel der Er-
nährungsräte ist es, zu einer Demokratisierung 
der Lebensmittelpolitik beizutragen, indem die 
verschiedenen Akteur*innen des Ernährungssys-
tems einer Stadt zusammengebracht werden. 
Dies sind zum Beispiel Angestellte der städt-                              
ischen oder kommunalen Verwaltung, Erzeu-
ger*innen und/oder ihre Vertretungen sowie 
Repräsentant*innen aus dem Privatsektor und 
aus zivilgesellschaftlichen Bewegungen. Die 
gemeinsame Vision ist ein zukunftsfähiges und 
demokratisch legitimiertes Ernährungssystem auf 
lokaler und regionaler Ebene.2



Ernährungsräte sind eine Antwort auf die prob-
lematische Entwicklung, dass ökologische, soziale 
und ökonomische Probleme des Ernährungssys-
tems heute zumeist als unzusammenhängend be-
trachtet werden. Daher werden diese Probleme 
auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene in 
der Regel von vielen verschiedenen Institutionen 
angegangen, anstatt koordiniert gegen diese 
zusammenhängenden Problematiken vorzuge-
hen.

Das in den jeweiligen politischen Sektoren iso-
lierte Vorgehen wirkt einer systematischen 
Lösungsfindung für ein nachhaltigeres Er-
nährungssystem entgegen und somit auch der 
Erfüllung des Menschenrechts auf Nahrung. 
Dementgegen stärkt der Ansatz der Ernährungs-
räte die Entwicklung einer ganzheitlichen 
und disziplinübergreifenden Annäherung an 
die Herausforderungen in den jeweiligen Er-
nährungssystemen. Ernährungsräte ermöglichen 
gemeinschaftliches, politisches Handeln, indem 
sie unterschiedliche, sich ergänzende Exper-
tisen an einen Tisch bringen und diese so in 
politische Prozesse einbringen.4 Dadurch kön-
nen zum Beispiel städtische Schulspeisungspro-
gramme gemeinsam mit lokalen Erzeuger*innen, 
Schul- und Elternverbänden, Pädagog*innen, 
Ernährungswissenschaftler*innen und der 
zuständigen Behörde ausgearbeitet werden, um 
weitgehend regional und ökologisch erzeugte 
Lebensmittel zu beziehen und gleichzeitig Be-
wusstseinsbildungsprojekte in den Schulalltag zu 
integrieren.

Ernährungsräte arbeiten in zwei sich ergän-
zenden Feldern: Auf der einen Seite streben sie 
eine Relokalisierung der Ernährungssysteme und 
die Verankerung von Ernährungssouveränität in 
der lokalen oder regionalen Stadt- oder Gemein-
deentwicklungspolitik an.5 Auf der anderen Seite 
fördern sie die Herausbildung von „Human Rights 
Cities”. Das sind Städte oder Gemeinden, in 
denen sich die lokale Regierung gemeinsam mit 
der Zivilgesellschaft für den Schutz und die Aus-
weitung der Menschenrechte, einschließlich des 
Menschenrechts auf angemessene Ernährung, 
einsetzen.6

Merkmale und Diversität der
Ernährungsräte

Ernährungsräte zeichnen sich durch eine breite 
Vielfalt verschiedener Organisationsstrukturen 
und Arbeitsweisen aus. Auch ihre Ziele sind 

Ernährungssysteme 

Ernährungssysteme beschreiben die
Struktur der Lebensmittelversorgung von 
geografischen Räumen und den dort le-
benden Menschen. Sie umfassen alle Pro-      
zesse, die Lebensmittel von der Produktion 
bis zur Entsorgung in einem bestimmten 
Raum durchlaufen. Sie existieren auf allen 
räumlichen Ebenen: vom Haushalt, dem 
Stadtviertel, der Stadt und der Region bis 
hin zum globalen Ernährungssystem. Über 
diese Ebenen hinweg sind sie eng mitei-
nander verzahnt. Das Ernährungssystem 
umfasst somit alle Personen, Unternehmen 
und Organisationen, die an der Produktion, 
Verarbeitung, Konsum und Entsorgung 
von Lebensmitteln direkt oder indirekt 
beteiligt sind. Die Tätigkeiten dieser Ak-
teur*innen gehören ebenso dazu, wie 
Material-, Energie- und Informationsflüsse 
zwischen diesen. Außerdem sind auch 
die natürliche Umwelt sowie soziale und 
kulturelle Normen, rechtliche Vorgaben, 
wirtschaftliche Gegebenheiten und poli-
tische Prozesse wesentliche Bestandteile 
des Ernährungssystems. Bei der Betrach-
tung von städtischen Ernährungssystemen 
spielen entsprechend der urbane Raum und 
die Stadtentwicklung eine zentrale Rolle. 
Trotzdem hat sich der räumliche Maßstab 
des städtischen Ernährungssystems in 
den letzten 200 Jahren verlagert: von der 
Subsistenz auf der städtischen Ebene über 
regionale Verbindungen in Richtung der 
heute zu beobachtenden nationalen und 
globalen Beziehungen. Dadurch hat die 
lokale Ebene im Ernährungssystem zuneh-
mend an Bedeutung verloren.3



stark an den jeweiligen (lokalen) Kontext ihrer 
Entstehung und die individuelle Intention der 
Gründer*innen gekoppelt.

Steuerungs- und Verwaltungsebene

Ernährungsräte können in verschiedenen Orga- 
nisationsformen aufgebaut sein; meist arbeiten 
sie auf Gemeinde- oder auf städtischer Ebene. 
Es gibt auch Ernährungsräte, die auf nationaler 
Ebene angesiedelt sind (siehe Textbox über den 
brasilianischen „Nationalen Rat für Ernährungs-
sicherheit”/CONSEA).

Eine interessante Lösung wäre es, Ernährungs-
räte gleichzeitig auf verschiedenen politischen 
Ebenen zu etablieren und die Aufgaben diesen 
Ebenen entsprechend aufzuteilen. Notwendig 
wäre dafür der permanente Austausch unterei-
nander sowie mit öffentlichen politischen Stellen.

aller Welt, um gerechtere, resilientere und 
nachhaltigere Ernährungssysteme in den 
jeweiligen lokalen oder regionalen Kontex-
ten aufzubauen. Zurzeit haben 180 Städte 
unterschrieben (Stand: November 2018), 
darunter große Städte wie Berlin, Brüssel 
und Wien. Der Großteil der Städte liegt 
in Europa, aber auch in Afrika, Nord- und 
Südamerika sowie Asien haben Städte den 
Pakt unterzeichnet.7 Der MUFPP bekräftigt 
die Rolle und Verantwortung der lokalen 
Gemeinden in der Umsetzung des Rechts 
auf Nahrung und Ernährung und ist fokus-
siert auf:
●● die Verantwortung der Verwaltungs- 

ebene
●● soziale und wirtschaftliche Gleichheit
●● einen nachhaltigen Ernährungsstil 
●● Produktion, Versorgung und Verteilung 

von Lebensmitteln
●● Verlust und Verschwendung von Leb-

ensmitteln

Der MUFPP fordert insbesondere die di-
rekte Beteiligung der Zivilgesellschaft und 
der kleineren Produzent*innen an Entschei-
dungsprozessen durch Ernährungsräte.

Workshop Ernährungsräte am Agrikulturfestival 2018, Ernährungsrat Freiburg, Foto: Jakob Kohlbrenner

Milan Urban Food Policy Pact 

Der „Milan Urban Food Policy Pact” 
(deutsch: Pakt von Mailand zur urba-
nen Ernährungspolitik) oder kurz MUFPP 
aus dem Jahr 2015 ist eine Initiative von 
Repräsentant*innen von Gemeinden aus 



Zusammensetzung

Ernährungsräte können sich aus Vertreter*innen 
und Akteur*innen der verschiedenen Bereiche 
des Ernährungssystems zusammensetzen: von 
der Lebensmittelerzeugung über die Verarbeitung 
und Vermarktung bis hin zum Handel und der 
Abfallwirtschaft. Bei der Zusammensetzung des 
Ernährungsrates sollten die Machtverhältnisse 
und -beziehungen zwischen den verschiedenen 
Akteur*innen des Lebensmittelsystems und zwi-
schen den vertretenen Bereichen berücksichtigt 
werden. So sollte zum Beispiel besonders darauf 
geachtet werden, dass das Recht auf Nahrung, 
Bildung und Bewusstseinsbildung, sowie zivilge-
sellschaftliche Vertreter*innen und NGOs eben-
falls Teil des Ernährungsrates sind. Gleicher-
maßen wichtig sind aber auch Bäuer*innen, 
Vertreter*innen der städtischen Verwaltung und 
der Gewerkschaften oder des Lebensmittelhan-
dels.

Rechtsstatus und Finanzierung

Ernährungsräte können verschiedene Rechts-
formen annehmen. Unabhängig davon sind sie 
in den meisten Fällen stark mit öffentlichen 
Behörden verbunden: Einige sind als staatliche 
Einrichtungen etabliert, andere auf Initiative 
der Stadtregierung entstanden, aber arbeiten 
und funktionieren vollständig unabhängig und 
eigenständig. Wieder andere sind als rein zivilge-
sellschaftliche Organisationen gegründet worden 
und agieren als solche autonom. Die meisten Er-
nährungsräte arbeiten ohne (gesicherte) Finanzi-
erung und überleben dank des Engagements von 
Freiwilligen, während einzelne aus öffentlichen 
Mitteln oder durch individuelle Spenden unter-
stützt werden.

Trotz der großen und kontextabhängigen Band-
breite der Arbeitsbereiche von Ernährungs-
räten lassen sich vier grundlegende Funktionen 
skizzieren:

●● Ernährungsräte fungieren als Forum für Dis- 
kussionen rund um (städtische) Ernährung 
und schaffen so Raum für den Dialog zwi-
schen den Akteur*innen des Ernährungssys-
tems.

●● Sie fördern die Koordination zwischen den un-
terschiedlichen Sektoren des Ernährungssys-
tems, von der Produktion bis zur Abfall-
wirtschaft.

●● Sie erstellen konkrete Empfehlungen für die 

Nationaler Rat für Ernährungs-
sicherheit (Conselho de Segurança 
Alimentar e Nutricional/CONSEA) 

2003 wurde in Brasilien die „Zero Hun-
ger”-Strategie eingeführt. Diese zielte 
darauf ab, das Recht auf Nahrung und Er-
nährung zu gewährleisten und zu schützen. 
Dafür wurden im Rahmen der Strategie 
formale Räume geschaffen, die die zivilge-
sellschaftliche Teilhabe an ernährungsrele-
vanten Themen ermöglichen. Der nationale 
Ernährungsrat (CONSEA) hat in erster Linie 
eine beratende Funktion für den/die Präsi-
dent*in Brasiliens. Er zeigt durch die Ein-
richtung auf Regierungsebene aber auch, 
dass dem Thema Ernährung und der Hun-
gerbekämpfung politisch Gewicht verliehen 
wurde. Der CONSEA fördert außerdem den 
Dialog zwischen unterschiedlichen poli-
tischen Abteilungen und spiegelt damit die 
Diversität des Themas und den Einfluss auf 
verschiedene gesellschaftliche Sekto-
ren wider. Der CONSEA setzt sich aus Mit-
gliedern zusammen, die zur Hälfte aus der 
Zivilgesellschaft, zur anderen Hälfte aus der 
Regierung kommen. Einige dezentrale Räte 
wurden außerdem in den brasilianischen 
Bundesstaaten und auf kommunaler Ebene 
eingeführt. CONSEA war entscheidend für 
die Einführung und Umsetzung von Pro-
grammen zur Bekämpfung des Hungers, 
zum Beispiel das Programm zur Nahrungs-
beschaffung für bäuerliche Familien (Food 
Acquisition Program for Family Farmers), 
das Nationale Schulmahlzeiten-Programm 
(National School Meal Program) oder das 
Sozialprogramm „Bolsa Familia”, welches 
als Teil des „Zero Hunger”- Programmes 
extreme Armut bekämpft. Leider löste der 
neue Präsident Brasiliens Jair Bolsonaro 
CONSEA am 1. Jänner 2019 auf.

TMbux [CC BY-SA 3.0]



die Ernährung betreffende öffentliche Politik, 
fordern deren Umsetzung ein und gestalt-
en darauf hinwirkende Aktionen. Außerdem 
beobachten, begleiten und überwachen sie die 
Durchführung öffentlicher Politiken.

●● Neben strategischen Beratungen setzen sie 
auch konkrete Initiativen um, mit denen sie 
auf lokale Erfordernisse reagieren.8 

Wenn diese Funktionen auf partizipative Weise 
in allen betreffenden Bereichen und mit allen 
regional tätigen Akteur*innen, die gemeinsame 
Ziele verfolgen, umgesetzt werden, haben Er-
nährungsräte das Potential, lokale Ernährungssys-
teme in mehreren Aspekten zu demokratisieren9: 
Sie können auf lokaler wie nationaler Ebene in 
politischen Debatten auf Belange und Positionen 
der Zivilgesellschaft aufmerksam machen. Sie 
beeinflussen und machen Themen der lokalen 
Ernährungspolitik für eine breitere Öffentlichkeit 
zugänglich. Damit können sie dazu beitragen, 
mehr Menschen für Probleme des Ernährungssys-
tems zu sensibilisieren und schaffen langfristig 
eine institutionalisierte Plattform, über die sich 
Bürger*innen einbringen und beteiligen können.

Aktuelle und zukünftige Heraus-
forderungen

Ernährungsräte haben das große Potential, Er-
nährungssysteme langfristig zu transformieren. 
Trotzdem sind sie, wie die bisherigen Erfahrun-
gen zeigen, mit zahlreichen Herausforderungen 
konfrontiert.

Repräsentation und demokratische        
Partizipation

Die Auswahl und Beteiligung mitwirkender Ak-
teur*innen im Ernährungsrat (eventuell basier-
end auf Wahlen) muss eine faire Repräsentation 
und Beteiligung der verschiedenen Bereiche 
des Ernährungssystems widerspiegeln. Die Ent-         
scheidungsstrukturen müssen zu dieser Balance 
beitragen und die Einhaltung der Menschen-    
rechte gewährleisten, unter anderem durch die 
Beteiligung marginalisierter Bevölkerungsgrup-
pen (Kleinbäuer*innen, Armutsbetroffene, etc.).

Unabhängigkeit vis-à-vis öffentlicher
Behörden

Ernährungsräte sollten dem Innovationsgeist und 
der Kreativität der lokalen Bevölkerung bei der 
Entwicklung von Lösungen für Herausforderun-
gen im Ernährungssystem Raum geben und sie 
fördern.
 
Die Wahrscheinlichkeit, auf einen positiven, 
nachhaltigen und resilienten Wandel im Er-
nährungssystem hinzuwirken, ist besonders 
hoch, wenn Innovationen von „unten nach 
oben” („bottom-up”) entstehen und von allen 
Beteiligten gemeinsam entwickelt und selbstbe-
stimmt umgesetzt werden. Ernährungsräte kön-
nen dann besonders effektiv und wirkungsvoll 
sein, wenn alle beteiligten Akteur*innen die 
Herausforderungen, die ihren jeweiligen Bereich 
betreffen, identifizieren und die Kreativität aus 
den verschiedenen Bereichen für nachhaltige 
und resiliente Lösungen nutzen.

Wie Ernährungsräte langfristig wirksam 
sein können

Auch wenn öffentliche Behörden die Unabhän-
gigkeit der Ernährungsräte zu respektieren ha-
ben, ist eine gewisse Institutionalisierung nötig, 
um ihre Arbeit langfristig zu gewährleisten. So 
muss zum Beispiel durch parteipolitische Un-
abhängigkeit sichergestellt werden, dass Er-
nährungsräte nach einem Regierungswechsel 
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Ernährungsräte tragen so zur Vernetzung ver-
schiedener Sektoren des Ernährungssystems 
bei, die ansonsten nicht zusammenarbeiten 
würden. Ein wirksamer Kampf gegen Fehl- oder 
Mangelernährung erfordert beispielsweise ein 
gemeinsames und koordiniertes Vorgehen von 
Akteur*innen des Sozial- und Gesundheitswesens 
sowie Lebensmittelhersteller*innen und -vertrei-
ber*innen, um nur einige zu nennen. Neben dem 
Beitrag zum Zusammenschluss dieser Akteurs-
gruppen haben Maßnahmen der Ernährungsräte 
das Potenzial, die lokale Wirtschaft zu beleben 
und Armut zu bekämpfen, indem sie lokale Land-
wirtschaft und Wertschöpfung unterstützen, 
neue lokale Märkte schaffen oder den Zugang zu 
hochwertigen Nahrungsmitteln für Menschen aller 
sozio-kultureller Hintergründe erleichtern.



fortbestehen. Die Institutionalisierung von Er-
nährungsräten sollte außerdem mit ausreichend 
finanziellen Mitteln einhergehen. Auch die Be-
reitstellung eines physischen Raums für Treffen 
und administrative Arbeiten von Ernährungsräten 
ist notwendig, um ein konstruktives Arbeiten zu 
ermöglichen.

Rolle des Privatsektors

Ernährungsräte beziehen manchmal auch Ak-
teur*innen wie beispielsweise den Privatsektor 
in ihre Arbeit und den Einsatz für das Menschen-
recht auf Nahrung ein. Ernährungsräte, speziell 
solche, die kommunalpolitisch organisiert sind, 
müssen dabei Interessenskonflikte und überpro-
portionale Machtausübung durch Akteur*innen 
des Privatsektors vorbeugen – besonders wenn 
es sich um große Konzerne handelt. Um hier ein 
Gleichgewicht sicherzustellen und den Einfluss 
der Lebensmittelindustrie (sofern diese vertreten 
ist) einzugrenzen, gilt es, die Teilhabe kleiner 
landwirtschaftlicher Produzent*innen und kleiner 
lokaler Unternehmen gleichermaßen sicherzustel-
len.

Verantwortlichkeit sicherstellen

Ernährungsräte können nicht darauf beschränkt 
werden, einen Raum für Dialog und Beratung 
bereitzustellen. Mit der Etablierung von Er-
nährungsräten sollten Rechenschafts-Mecha-
nismen auf Seiten der öffentlichen Behörden 
eingerichtet werden. Durch diese kann sicher- 
gestellt werden, dass Behörden die Position der 
Ernährungsräte tatsächlich berücksichtigen und 
entsprechende Beschlüsse umsetzen. In Fällen, 
in denen die Empfehlungen unberücksichtigt 
bleiben, müssen die entsprechenden Abweichun-
gen hinreichend begründet werden. Die Räte 
sollten die Möglichkeit bekommen, politische 
Entscheidungen anzufechten. Darüber hinaus ist 
es ebenfalls wichtig, dass Ernährungsräte eine 
Rolle bei der Nachbereitung und Evaluierung von 
umgesetzten Projekten und Programmen spielen.

Stärkung der Stadt-Land-Verbindung

Städte sind oft Hotspots für Bürger*innenini-
tiativen, auch im Bereich Ernährung und Er-
nährungspolitik (z.B. Urban Gardening, Food 
Coops oder sozial engagierte Lebensmittel-
geschäfte). Einige Städte streben danach, eine 
Vorreiterrolle bei der Entwicklung einer öffent- 
lichen Politik für nachhaltige Ernährung einzu-

nehmen, wie die „Milan Pakt”-Initiative zeigt. 
Eine Trennung von ernährungspolitischen Stadt- 
und (Um-)Landpolitiken sollte aber vermieden 
werden.
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Die unterschiedlichen Rollen und Heraus-
forderungen beider Räume sollten zwar berück-
sichtigt, beide aber auch ausreichend und 
systematisch zusammengeführt werden. Die 
derzeitige gedankliche Herangehensweise be-
schränkt sich zu einseitig auf die abgekapselten 
Konzeptionen des städtischen Raums und ver-
nachlässigt dabei die Bedeutung von Verbin-
dungen und Interaktionen mit anderen Gebieten, 
einschließlich der ländlichen und Stadtrandge-  
biete.10 Es ist offensichtlich, dass Städte das 
(Um)Land brauchen, um ihren Nahrungsbedarf 
zu decken. Die ländlichen Gebiete können ihrer-  
seits nicht auf eine landwirtschaftliche Ver-
sorgungsfunktion reduziert werden. Es muss 
über Strategien nachgedacht werden, die die 
Verbindungen und Interaktionen zwischen ver-
schiedenen Gebieten stärken, einschließlich
städtischer, stadtnaher und ländlicher Gebiete. 
Diese Dimension sollte stets Basis für die Denk-
weisen der Ernährungsräte sein.

Aktuelle Entwicklungen im deutsch-     
sprachigen Raum11

Seit dem Jahr 2015 wurden auch im deutsch- 
sprachigen Raum immer mehr Ernährungsräte 
gegründet. Nicht zufällig nahm diese Entwicklung 
in den deutschen Metropolen (Köln und Berlin) 



ihren Anfang, wo die Zivilgesellschaft bereits 
seit langer Zeit im Bereich der urbanen Land-
wirtschaft und Ernährung aktiv ist und den Weg 
zur Gründung von Ernährungsräten bereitete. In 
Berlin wurde unter anderem schon erreicht, dass 
die Berliner Regierungskoalition im Koalitionsver-
trag festgelegt hat, dass sie gemeinsam mit dem 
Berliner Ernährungsrat u.a. eine zukunftsfähige, 
regional gedachte Berliner Ernährungsstrategie 
entwickelt.

Mittlerweile gibt es über ein Dutzend Ernährungs-
räte in Deutschland, Österreich, Südtirol und der 
Schweiz und noch mehr Initiativen, die unter 
anderem in Nürnberg oder Graz an der Gründung 
von Ernährungsräten arbeiten bzw. interessiert 
sind.

Im November 2017 in Essen und im November 
2018 in Frankfurt am Main trafen sich über hun-
dert Aktive und Interessierte aus rund 40 Städten 
zum ersten und zweiten Vernetzungskongress 
deutschsprachiger Ernährungsräte. Dort dis-
kutierten die Vertreter*innen ihre unterschied-        
lichen Herangehensweisen, tauschten Wissen und 
Erfahrungen aus und setzten sich mit zentralen 
Herausforderungen in ihrer Arbeit auseinander. 
Dabei entsprach das Motto des ersten Kon-
gresses dem Ziel der globalen Bewegung, die 
in den vergangenen Jahren rund um die Er-
nährungsräte entstanden ist: „Ernährungs-
demokratie jetzt!”

Ernährungsrat Wien 

Der Ernährungsrat Wien wurde im Novem-
ber 2018 gegründet. Eine Initiativgruppe 
von etwa 15 Personen hatte seit Ende 2016 
an dessen Aufbau gearbeitet und seine 
Vision, Leitlinien und Struktur entwickelt. 
Menschen aus Forschung und Gastronomie, 
Lebensmittelwirtschaft, zivilgesellschaft-   
lichen Organisationen, solidarischer Land-
wirtschaft und viele andere, die an den 
Auswirkungen der (eigenen) Ernährung und 
des Ernährungssystems interessiert sind, 
verband ein gemeinsames Ziel: durch den 
Aufbau des Ernährungsrates zu einem öko-
logisch zukunftsfähigen und sozial gerech-
ten Ernährungssystem für Wien und Umge-
bung beizutragen. Als zivilgesellschaftlicher 
Zusammenschluss hat der Ernährungsrat 
Wien Kontakt zur Stadtverwaltung, wo 
innerhalb der Wiener Umweltschutzabtei-
lung (MA22) an der Umsetzung des MUFPP 
gearbeitet wird. Neben dem Ausbau der 
Kontakte zu den verschiedenen Akteur*in-
nen des Wiener Ernährungssystems, wird 
daran gearbeitet, die Strukturen, die 
den Aufbau und Erhalt der Gestaltungs-
spielräume innerhalb des Wiener Er-
nährungssystems langfristig sicherstellen 
sollen, zu etablieren. Dabei liegt ein Fokus 

1. Kongress deutschsprachiger Ernährungsräte 2017, Essen, Foto: Kathi Girnuweit
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auch auf den Stadt-Umlandbeziehungen, 
die die zunehmende Trennung zwischen 
Erzeuger*innen und Konsument*innen in 
der Stadt überwinden und die Bedürfnisse 
beider Seiten und aller anderen Beteiligten 
einbeziehen sollen. Zur Mitarbeit in ersten 
Projekten und im Prozess der gemeinsamen 
Erarbeitung einer Ernährungsstrategie für 
die Zukunft des Wiener Ernährungssystems 
sind alle eingeladen, die den Wandel hin 
zu einem zukunftsfähigen Ernährungssys-
tem in Wien und der Region aktiv gestalten 
wollen.

Weitere Informationen unter:
www.ernaehrungsrat-wien.at


